
 
Verbandsgemeindeverwaltung  
Rhein-Selz Oppenheim, den 10.10.2023 
Fachbereich: Bauliche Infrastruktur 
Aktenzeichen: 0433-611-1/2023/30 

Vorlage: 043/2023/0083 
 
B e s c h l u s s v o r l a g e  
 

 Sitzungstag TOP Status Abst. 
ja 

Abst. 
nein 

Abst. 
Enth. 

Bauwesen und Stadtsanierung 
Nierstein 

07.11.2023 3.2 Öff.    

Stadtrat Nierstein 11.12.2023 15.4 Öff. Zur Kenntnis 

 
    

 
Nierstein; Bauantrag; Beteiligung der Stadt gemäß § 36 BauGB;  
Hier: Glockengasse; Flur 1, Flurstück 466/3  
Umbau einer Weinschänke und Scheune zu einer Wohneinheit mit Nebengewerbe 
 
Beschlussvorschlag: 
 

 Zum Bauantrag: 
 
Der Ausschuss für Bauen und Stadtsanierung versagt zum vorliegenden Bauantrag das Einvernehmen 
gemäß § 36 BauGB. 
 

 Zum Abweichungsantrag: 
 
Der Ausschuss für Bauen und Stadtsanierung versagt zum vorliegenden Abweichungsantrag zur Ge-
staltung der Dachform das Einvernehmen gemäß § 69 LBauO. 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Im Auftrag  Im Auftrag     
       
       

(Hildebrandt)  (Livingston)     
Sachbearbeiter  Fachbereichsleiter     
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Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
• Bauantrag  
 
Gegenstand des Bauantrages ist der Abriss und die anschließende Erweiterung eines Wohnhauses mit 
Räumlichkeiten für Nebengewerbe. Das Vorhaben ist nach § 34 BauGB und der Gestaltungssatzung zu 
beurteilen.  
 
Das beauftragte Planungsbüro Deubert hat in seiner Stellungnahme vom 23.05.2023 der Stadt Nier-
stein empfohlen, dem Vorhaben, hinsichtlich der Dachgestaltung, die Zustimmung nicht zu erteilen. 
 
Die nun vorliegenden Bauunterlagen wurden mit einem Abweichungsantrag hinsichtlich der Dachge-
staltung (Ausführung als Flachdach) ergänzt. Zudem soll die Nutzung von bisher zwei Wohneinheiten 
auf eine Wohneinheit mit Nebengewerbe geändert werden.  
 
 
• Abweichungsantrag 
 
Abweichungsanträge zu Festsetzungen der Gestaltungssatzung unterliegen der Einzelfallentscheidung 
und bedürfen einer gesonderten Auseinandersetzung zwischen den gestalterischen Festsetzungen, 
der äußerlichen Gestalt des beantragten Bauvorhabens sowie der Beurteilung hinsichtlich der Einhal-
tung der innerörtlichen Gestaltungsziele.  
 
Der vorliegende Abweichungsantrag begründet ein bereits vorhandenes Flachdach in unmittelbarer 
Nähe. Eine verwaltungsinterne Recherche ergab, dass das bestehende Dach bereits vor Rechtskraft 
der Satzung im Bestand vorhanden war, welches vor wenigen Jahren in bestehender Bauweise saniert 
wurde.  
Das vorliegende Vorhaben sieht jedoch einen Abriss einer Scheune und den anschließenden Neubau 
als Verbindung/Erweiterung des Hauptgebäudes vor. Nach den Festsetzungen der Gestaltungssatzung 
sind bei Umbauten vorhandene Dachformen beizubehalten und an den Bestand anzupassen.  
  
  
 
 
 
 
 
  
 
 


